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Einschreibordnung (Satzung) der Technischen Hochschule Lübeck 

Vom 22. Juli 2008 
 

zuletzt geändert durch Satzung vom 27. Juni 2022 
 
 

§ 1 
Nachweis der Studienqualifikation 

 
Der Nachweis der Qualifikation für ein Studium 
bestimmt sich allgemein nach § 39 HSG in Ver-
bindung mit der Studienqualifikationsverord-
nung (StuQuaVO) in der jeweils geltenden Fas-
sung; diese Satzung trifft in § 2 ergänzende Re-
gelungen. In einigen Studiengängen kann zu-
sätzlich der Nachweis einer praktischen Tätig-
keit oder von Fremdsprachenkenntnissen erfor-
derlich sein. Näheres wird durch eine Satzung 
der Hochschule geregelt.  
 

§ 2 
Nachweis der Studienqualifikation 

durch ein Probestudium 
 

(1) Studienbewerbende ohne Hochschulzu-
gangsberechtigung sind zu einem Probestudium 
nach § 39 Abs. 4 HSG zum Erbringen des Nach-
weises der Studienqualifikation zuzulassen, 
wenn sie  
1. eine mit mindestens befriedigend oder bei 

fehlender Gesamtnote mit einem Noten-
durchschnitt der Einzelnoten mit mindes-
tens 3,0 abgeschlossene Berufsausbildung 
und 

2. eine mindestens dreijährige Berufstätigkeit 
im erlernten Beruf oder entsprechende Er-
satzzeiten  

nachweisen sowie 
3. eine fachliche Beziehung zwischen der Be-

rufstätigkeit im erlernten Beruf und dem ge-
wählten Studiengang besteht. 

 
(2) Als abgeschlossene Berufsausbildung ist zu 
berücksichtigen 
- eine abgeschlossene Ausbildung in einem 

staatlich anerkannten Ausbildungsberuf, 
- eine abgeschlossene Ausbildung an einer 

staatlichen oder staatlich anerkannten Be-
rufsfachschule oder Fachschule, 

- eine abgeschlossene Ausbildung in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, 

- eine mit der Unteroffiziers- oder Offiziers-
prüfung abgeschlossene Ausbildung. 
 

(3) Als Ersatzzeiten für die Berufstätigkeit sind 
bis zu drei Jahren zu berücksichtigen 
- eine Dienstpflicht in den Streitkräften, im 

Bundesgrenzschutz, in einem Zivilschutz-
verband oder in einem Ersatzdienst oder 
eine entsprechende Dienstleistung auf Zeit, 

- eine Tätigkeit in der Entwicklungshilfe nach 
dem Entwicklungshelfer-Gesetz, 

- das freiwillige soziale Jahr nach dem Gesetz 
zur Förderung eines freiwilligen sozialen 
Jahres oder das freiwillige ökologische Jahr 
nach dem Gesetz zur Förderung eines frei-
willigen ökologischen Jahres, 

- die selbständige Führung eines Familien-
haushalts mit mindestens drei Personen o-
der mit mindestens einer erziehungs-  oder 
pflegebedürftigen Person. 

 
(4) Eine fachliche Beziehung zwischen der Be-
rufstätigkeit und dem gewählten Studiengang 
ist bei Berufen gegeben, für die eine Berufsaus-
bildung vorgeschrieben ist, die für den gewähl-
ten Studiengang im Rahmen des Nachweises 
der Studienqualifikation als Nachweis der prak-
tischen Tätigkeit alleine ausreichend ist.  
 
(5) Die Einschreibung zum Probestudium ist zu-
nächst befristet für die Dauer zweier Semester 
vorzunehmen. Sie ist zu versagen, wenn bereits 
einmal eine Einschreibung zu einem anderen 
Probestudium erfolgt war.  
 
(6) Der Nachweis der Studienqualifikation durch 
ein Probestudium wird durch das Bestehen von 
nach der Studienordnung und nach der Prü-
fungsordnung für den gewählten Studiengang 
zu erbringenden Leistungen erworben. Mit dem 
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Nachweis der Studienqualifikation wird die Stu-
dierende oder der Studierende endgültig in dem 
Studiengang eingeschrieben. 
 
(7) Die Studienqualifikation ist nachgewiesen, 
wenn nach zwei Semestern alle zu erbringenden 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen des 
ersten Fachsemesters bestanden sind. Ist min-
destens jeweils die Hälfte dieser Leistungen be-
standen, ist die Befristung der Zulassung um ein 
Semester zu verlängern.  
 
(8) Die Studienqualifikation ist weiter nachge-
wiesen, wenn nach drei Semestern alle zu er-
bringenden Studienleistungen und Prüfungs-
leistungen des ersten Fachsemesters sowie 
mindestens jeweils die Hälfte dieser Leistungen 
des zweiten Fachsemesters bestanden sind. 
Sind alle Leistungen des ersten Fachsemesters 
bestanden, ist die Befristung der Zulassung um 
ein weiteres Semester zu verlängern. 
  
(9) Die Studienqualifikation ist auch nachgewie-
sen, wenn nach vier Semestern alle zu erbrin-
genden Studienleistungen und Prüfungsleistun-
gen des ersten und zweiten Fachsemesters be-
standen sind. 
 
(10) Die Feststellung der Studienqualifikation 
nach einem Probestudium erfolgt von Amts we-
gen. Wird die Studienqualifikation festgestellt, 
ist die Befristung der Zulassung zum Studium 
aufzuheben und eine endgültige Einschreibung 
vorzunehmen; die erbrachten Leistungsnach-
weise sind auf das Studium anzurechnen.  
 

§ 3 
Gaststudierende 

 
(1) Die Technische Hochschule Lübeck nimmt 
außer den Studierenden auch Gaststudierende 
gemäß § 44 HSG auf. Gaststudierende können 
Zweithörende oder Gasthörende sein.  
 
(2) Zweithörende werden in der Regel wie Stu-
dierende eingeschrieben.  
 
(3) Zweithörende im Sinne dieser Satzung sind 
Personen, die an einer Hochschule eingeschrie-
ben sind und an der Technischen Hochschule   

Lübeck auf Grund einer Vereinbarung oder im 
Rahmen eines Programms einen bestimmten 
Teil der Gesamt-Lehrveranstaltungen für einen 
Studiengang besuchen und darin Leistungs-
nachweise ablegen wollen. Voraussetzung für 
die Einschreibung ist allein ein Nachweis über 
eine Einschreibung an der Partnerhochschule. 
Die Einschreibung für den Studiengang ist be-
fristet für die Dauer der in der Vereinbarung o-
der in dem Programm für die Technische Hoch-
schule Lübeck vorgesehenen Regelstudienzeit 
vorzunehmen; lässt die Vereinbarung oder das 
Programm eine Verlängerung zu und sind die 
vorgesehenen Leistungsnachweise noch nicht 
abgelegt, ist auf Antrag die Einschreibung in die-
sem Rahmen für die Dauer jeweils eines Semes-
ters zu verlängern.  
 
(4) Zweithörende sind berechtigt, im Rahmen 
der Einschreibung Lehrveranstaltungen zu be-
suchen und Leistungsnachweise abzulegen. 
Mitgliedschaftliche Rechte stehen ihnen nicht 
zu. Sie sind verpflichtet, die Ordnung der Hoch-
schule und ihrer Lehrveranstaltungen zu wah-
ren und sich so zu verhalten, dass die Organe 
der Hochschule ihre Aufgaben erfüllen können 
und die an der Hochschule tätigen und studie-
renden Personen nicht gehindert werden, ihre 
Rechte, Aufgaben und Pflichten wahrzuneh-
men.  
 
(5) Gasthörende werden als Gäste ohne Ein-
schreibung geführt.  
 
(6) Gasthörende im Sinne dieser Satzung sind 
Personen, die einzelne Lehrveranstaltungen be-
suchen, aber keine Leistungsnachweise able-
gen. Voraussetzung für die Gasthörerschaft ist 
allein ein Nachweis über eine Studienqualifika-
tion nach § 39 Abs. 1 bis 3 HSG. Eine Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen ist grundsätzlich nur für 
einzelne Lehrveranstaltungen in zulassungs-
freien Studiengängen möglich und befristet für 
die Dauer jeweils eines Semesters. In Ausnah-
mefällen kann der Fachbereich auch einer Teil-
nahme an Lehrveranstaltungen, die von Zulas-
sungsbeschränkungen betroffen sind, zustim-
men.   
 
 



 

 

3 

3 

(7) Gasthörende sind berechtigt, im Rahmen der 
Zulassung Lehrveranstaltungen zu besuchen. 
Mitgliedschaftliche Rechte stehen ihnen nicht 
zu. Sie sind verpflichtet, die Ordnung der Hoch-
schule und ihrer Lehrveranstaltungen zu wah-
ren und sich so zu verhalten, dass die Organe 
der Hochschule ihre Aufgaben erfüllen können 
und die an der Hochschule tätigen und studie-
renden Personen nicht gehindert werden, ihre 
Rechte, Aufgaben und Pflichten wahrzuneh-
men. 

 
§ 4 

Verfahren für die Einschreibung  
zum Studium 

 
(1) Wer ein Studium aufnehmen will, muss ei-
nen Antrag auf Zulassung zum Studium stellen. 
Dem Antrag sind alle erforderlichen Nachweise 
über die Qualifikation zum Studium, zum Probe-
studium, zur Zweithörerschaft oder zur Gasthö-
rerschaft und ggf. der erforderliche Nachweis 
über eine ausreichende Kenntnis der deutschen 
Sprache beizufügen. Die Einschreibtermine be-
stimmt die Hochschule mit dem Zulassungsbe-
scheid. 
 
(2) Für die Einschreibung sind vorzulegen: 
1. der Zulassungsbescheid,  
2. der Personalausweis oder Reisepass, 
3. ein Lichtbild, 
4. die Originale oder beglaubigten Kopien der 

erforderlichen Nachweise der Studienquali-
fikation und Sprachkenntnisse,  

von ordentlichen Studierenden und Probestu-
dierenden auch  
5. der Nachweis über die Erfüllung der Bei-

tragspflicht zum Studentenwerk Schleswig-
Holstein und zur Studierendenschaft an der 
Hochschule (Semesterbeitrag), 

6. der Nachweis über die Einzahlung der Ein-
schreibgebühr an die Hochschule, 

7. der Nachweis über die Erfüllung der Voraus-
setzungen der studentischen Krankenversi-
cherung (digitale Meldung einer gesetzli-
chen Krankenkasse) und 

8. bei Bewerbungen mit einem vorausgegange-
nen Studium im gleichen Studiengang eine 
Studienbescheinigung der jeweiligen Hoch-

schule darüber, dass in dem gewählten Stu-
diengang keine nach der Prüfungsordnung 
erforderliche Prüfung endgültig nicht be-
standen wurde (Unbedenklichkeitsbeschei-
nigung) und 

9. bei Bewerbungen mit einem vorausgegange-
nen Studium eine Bescheinigung über die Ex-
matrikulation an der vorherigen Hochschule. 

10. Bei Bewerbung zu einem Masterstudien-
gang ist der Nachweis über die Ausgabe der 
Bachelorarbeit vorzulegen. Zur Einschrei-
bung müssen in der Regel bis Vorlesungsbe-
ginn, aber frühestens zu Semesterbeginn, 
alle Prüfungsleistungen erbracht und die 
Bachelorarbeit abgegeben sein. Das Ba-
chelorkolloquium kann noch offen sein. 

11. Bei weiterbildenden Studiengängen ist der 
Nachweis des Zahlungseingangs über die 
vollständige und fristgerechte Zahlung des 
Beitrags gemäß Beitragssatzung vorzulegen. 

12. Beim Bachelorstudiengang Architektur ist in 
der Regel der Nachweis einer bestandenen 
Eignungsprüfung vorzulegen. 

 
(3) Nach der Einschreibung erhalten die Studie-
renden eine durch Passwort geschützte Benut-
zerkennung, die den Zugang zum Internet und 
zu den elektronischen Diensten der Hochschule 
ermöglicht, sowie eine ihnen persönlich zuge-
ordnete E-Mail-Adresse und ein elektronisches 
Postfach. Die oder der Studierende ist verpflich-
tet, diese E-Mail-Adresse der Technischen 
Hochschule   Lübeck zu nutzen, da allgemeine 
administrative Informationen hieran per Mail 
versandt werden und die Fachbereiche diese 
Adresse zur fachlichen Betreuung der Studie-
renden nutzen können.  

 
§ 5 

Einschreibungen mit ausländischen  
Bildungsnachweisen 

(1) Zulassungsanträge mit ausländischen Bil-
dungsnachweisen an die Technische Hoch-
schule Lübeck müssen mit den erforderlichen 
Unterlagen bei der Arbeits- und Servicestelle für 
Internationale Studienbewerbungen e.V. (uni-
assist) vorgelegt werden. Um die Anträge für 
das jeweilige Semester berücksichtigen zu kön-
nen, gelten die von der Technischen Hochschule 
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Lübeck festgelegten Bewerbungsfristen ent-
sprechend. Ein bei uni-assist form- und fristge-
recht eingereichter Zulassungsantrag wird der 
Technischen Hochschule Lübeck von uni-assist 
direkt übermittelt. 
 
(2) Bewerberinnen und Bewerber mit ausländi-
schen  Bildungsnachweisen, die im Besitz eines 
Nachweises der Hochschulzugangsberechti-
gung für den gewählten Studiengang, ausge-
stellt von der in der Studienqualifikationsver-
ordnung genannten zuständigen Zeugnisaner-
kennungsstelle (Gleichwertigkeitsbescheini-
gung), sind, sowie Bewerberinnen und Bewer-
ber mit ausländischen Bildungsnachweisen, die 
ein für den gewählten Studiengang erforderli-
ches Zeugnis, ausgestellt von einem Studienkol-
leg (Feststellungsprüfung), nachweisen, bewer-
ben sich mit den erforderlichen Unterlagen di-
rekt bei der Technischen Hochschule  Lübeck. 
 
(3) Folgende Unterlagen sind mit den Einschrei-
bungsunterlagen einzureichen: 
 
1. Nachweis einer Hochschulzugangsberechti-
gung: 
Bei fremdsprachlichen Bildungsnachweisen und 
Bescheinigungen ist zusätzlich eine amtlich be-
glaubigte Kopie der Originalbildungsnachweise 
und Bescheinigungen sowie der deutschen 
Übersetzung, gefertigt von einer amtlich verei-
digten Übersetzerin oder eines amtlich vereidig-
ten Übersetzers, davon vorzulegen. Das Präsi-
dium kann andere Beglaubigungen und Über-
setzungen in die deutsche Sprache zulassen. 
 
2. Nachweis ausreichender deutscher Sprach-
kenntnisse: 
Die für ein Studium an einer deutschen Hoch-
schule erforderlichen deutschen Sprachkennt-
nisse werden durch die Rahmenordnung über 
Deutsche Sprachprüfungen für das Studium an 
deutschen Hochschulen (RO-DT, Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 25. Juni 2004) in 
der jeweils geltenden Fassung in Verbindung 
mit dem Anhang zum Beschluss der Kultusminis-
terkonferenz vom 2. Juni 1995 in der jeweils gel-
tenden Fassung bestimmt.  
 
 

§ 6 
Rückmeldung 

 
Die Rückmeldung bei der Hochschule gemäß § 
40 Abs. 3 HSG wird durch die vollständige und 
vor Beginn eines Semesters erfolgte Zahlung der 
Beiträge zur Studierendenschaft und zum Stu-
dentenwerk bewirkt, in weiterbildenden Studi-
engängen zusätzlich durch vollständige und 
fristgerechte Zahlung des Beitrags gemäß Bei-
tragssatzung.  
 

§ 7 
Beurlaubung vom Studium 

 
(1) Studierende können sich während ihres Stu-
diums aus wichtigem Grund beurlauben lassen. 
Wichtige Gründe nach § 40 Abs. 4 HSG sind ins-
besondere: 

1. eigene schwere Erkrankung oder Be-
treuung einer pflegebedürftigen sonsti-
gen angehörigen Person, 

2. Schwangerschaft, Mutterschutz oder 
Betreuung des eigenen Kindes in Zeiten, 
in denen bei Bestehen eines Arbeitsver-
hältnisses Anspruch auf Elternzeit be-
stünde; in diesen Fällen kann eine Beur-
laubung bis zu drei Jahren erfolgen, 

3. Einberufung zu einem Dienst nach Art. 
12 a Abs. 1 oder 2 GG; in diesen Fällen 
gilt die Beurlaubung für die Dauer der 
Ableistung der oben bezeichneten 
Dienste bis zu zwei Jahren, 

4. Leistung eines Dienstes in der Entwick-
lungshilfe oder eines freiwilligen sozia-
len oder ökologischen Jahres 

5. Studienaufenthalt im Ausland, der 
keine Studien- oder Prüfungsleistung 
nach der Studien- und Prüfungsordnung 
des eingeschriebenen Studienganges 
beinhaltet, 

6. Ableistung eines Praktikums, das keine 
Studien- oder Prüfungsleistung nach 
der Studien- und Prüfungsordnung des 
eingeschriebenen Studienganges ist. 

7. Unternehmensgründung. 
 
(2) Die Beurlaubung wird für jeweils ein Semes-
ter gewährt und soll den Zeitraum von insge-
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samt zwei Semestern nicht übersteigen. Aus-
nahmen gelten für die Sachverhalte nach Absatz 
1 Nr.  1 bis 3. Der Antrag auf Beurlaubung oder 
deren Verlängerung ist im Regelfall vor Semes-
terbeginn zu stellen. 
 
(3) Während der Beurlaubung ruhen die Rechte 
und Pflichten als Mitglied der Hochschule. Wäh-
rend des Beurlaubungszeitraumes können 
keine Studien- und Prüfungsleistungen erbracht 
werden. Gemäß § 40 Abs. 6 HSG ist aber eine 
Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
möglich. Abweichend von Satz 2 können wäh-
rend der Inanspruchnahme von Schutzfristen 
des Mutterschutzgesetzes und während der El-
ternzeit Prüfungen auch erstmals abgelegt wer-
den. Gleiches gilt für Studierende gemäß § 3 Ab-
satz 5 Satz 4 Nummer 1 HSG, sofern die Beurlau-
bung auf ihrer Behinderung bzw. einer psychi-
schen oder chronischen Erkrankung beruht.  
(4) Eine rückwirkende Beurlaubung kann aus-
nahmsweise nur bei Vorlage eines ärztlichen At-
tests und sofern noch keine Prüfungsleistung in 
dem beantragten Semester abgelegt worden 
ist, beantragt werden. 
 
(5) Eine Beurlaubung im ersten Fachsemester ist 
nur in den Fällen 1, 2 und 3 des § 7 Absatz 1 
möglich.  
 

§ 8 
Verfahren für die Entlassung aus dem  

Studium 
 

(1) Für eine Aufgabe des Studiums vor dem Be-
stehen der Abschlussprüfung, ist ein Antrag auf 
Entlassung aus dem Studium zu stellen. Der Ent-
lassungszeitpunkt ist frei wählbar, eine rückwir-
kende Entlassung aber ausgeschlossen. 
 
(2) Durch einen Antrag auf Entlassung aus dem 
Studium wird ein Verfahren wegen eines Aus-
schlusses vom Studium oder einer Feststellung 
einer endgültig nicht bestandenen Prüfung 
nicht berührt. Die Entlassung erfolgt dann zu-
nächst mit dem vorläufigen Entlassungsgrund 
„endgültiger Abbruch des Studiums“. Das Ver-
fahren zur Entlassung von Amts wegen ist abzu-
schließen; das Ergebnis dieses Verfahrens ist 

dann maßgebend für die Feststellung des end-
gültigen Entlassungsgrunds.  
 
(3) Für Zweithörende gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend.  
 
(4) Im Übrigen sind das Verfahren und die 
Gründe zur Entlassung in § 42 HSG geregelt.  
 

§ 9 
Änderungen von Daten, Mitteilungspflichten 

 
(1) Änderungen der Anschrift der Studierenden 
sind von ihnen unverzüglich selbständig über 
die elektronischen Dienste der Hochschule zu 
ändern. Änderungen des Namens sind unver-
züglich mit Nachweis auf dem vorgegebenen 
Formblatt der Hochschule zu melden.  
 
(2) Weiterhin sind die Studierenden verpflich-
tet, der Hochschule unverzüglich mitzuteilen: 

1. Auftreten einer Krankheit, die die Ge-
sundheit anderer Studierender gefähr-
det oder den ordnungsgemäßen Stu-
dienbetrieb ernstlich beeinträchtigen 
könnte, 

2. den Entzug der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter, 

3. die rechtskräftige Verurteilung wegen 
einer vorsätzlich begangenen Straftat 
mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 
einem Jahr. 

 
§ 10 

Anträge und Meldungen 
 

Die Form der Anträge und Meldungen nach die-
ser Satzung bestimmt das Präsidium. Die An-
träge und Meldungen sind an das Präsidium zu 
richten. 

 
§ 11 

Fristen 
 

Die Fristen nach dieser Einschreibordnung sind 
Ausschlussfristen und werden vom Präsidium 
festgesetzt. 
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§ 12 
Datenerhebung 

 
Die Hochschule erhebt nach Maßgabe des § 45 
HSG von den Studierenden, Studienbewerberin-
nen und Studienbewerbern die personenbezo-
genen Daten, die zur rechtmäßigen Erfüllung 
der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben 
erforderlich sind. 
 

§ 13 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt in der geänderten Fassung 
mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
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